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Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Arbitral Tributário (Centro de Arbitragem 
Administrativa — CAAD) (Portugal), eingereicht am 24. Januar 2019 — Vodafone Portugal — 
Comunicações Pessoais, SA/Autoridade Tributária e Aduaneira

(Rechtssache C-43/19)

(2019/C 139/32)

Verfahrenssprache: Portugiesisch

Vorlegendes Gericht

Tribunal Arbitral Tributário (Centro de Arbitragem Administrativa — CAAD)

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Vodafone Portugal — Comunicações Pessoais, SA

Beklagte: Autoridade Tributária e Aduaneira

Vorlagefragen

1.

Sind die Art. 2 Abs. 1 Buchst. c, 9, 24, 72 und 73 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. 
November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem dahin auszulegen, dass eine 
mehrwertsteuerpflichtige Dienstleistung vorliegt, wenn eine Anbieterin von elektronischer 
Kommunikation von ihren früheren Kunden (denen sie Vorzugskonditionen in Form der 
kostenlosen Installierung und Aktivierung der Dienste, der Übertragbarkeit, Geräten oder 
Sonderkonditionen bei den Tarifen eingeräumt hatte, wobei die Gegenleistung die Einhaltung 
einer Mindestbindungsfrist darstellt, die von den Kunden aus ihnen zurechenbaren Gründen nicht 
eingehalten wurde) einen Betrag verlangt, der aufgrund gesetzlicher Vorgaben nicht die Kosten 
überschreiten darf, die der Lieferant für die Inbetriebnahme hatte, und proportional zu dem dem 
Kunden verschafften und als solcher im geschlossenen Vertrag benannten und quantifizierten 
Vorteil sein muss und folglich nicht automatisch der Summe des Werts der zum Zeitpunkt der 
Beendigung erhaltenen Leistungen entsprechen darf?

2.

Steht angesichts der genannten Rechtsvorschriften der Qualifizierung des genannten Betrags als 
Gegenleistung für Dienstleistungen die Tatsache entgegen, dass sie erst nach der Beendigung 
der Verträge gefordert wird, wenn die Anbieterin ihnen keine Dienste mehr leistet, und es nach der 



Kündigung der Verträge keine Verbrauchshandlung mehr gibt?

3.

Kann angesichts der genannten Rechtsvorschriften der genannte Betrag deswegen nicht als 
Gegenleistung für Dienstleistungen qualifiziert werden, weil die Anbieterin und ihre früheren 
Kunden aufgrund gesetzlicher Verpflichtung im Rahmen eines vorformulierten Standardvertrags 
die Formel zur Berechnung des Betrags festgelegt haben, der von den früheren Kunden 
geschuldet wird, wenn diese die im Dienstleistungsvertrag festgelegte Mindestbindungsfrist nicht 
einhalten?

4.

Kann angesichts der genannten Rechtsvorschriften der genannte Betrag nicht als Gegenleistung 
für Dienstleistungen qualifiziert werden, wenn er nicht dem Betrag entspricht, den der Anbieter 
ohne diese vorzeitige Kündigung des Vertrags während der restlichen Mindestlaufzeit erhalten 
hätte?


